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Der § 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) wurde am 1.1.1954 in den Gesetzestext aufgenommen, 
mit der Formulierung „Auf Antrag einen bestimmten Arzt gutachterlich zu hören“. Trotz 
mehrfacher Überarbeitung wurde der zitierte Passus trotz der Entwicklung der medizinischen 
Wissenschaft nicht angepasst. Aufgrund dieser Gesetzeslage werden approbierte 
Psychologische Psychotherapeut:innen1 2 bis heute als Hauptgutachter:innen abgelehnt. 
Darüber hinaus wird diese Berufsgruppe auch in anderen Rechtsgebieten wiederholt mit der 
Begründung abgelehnt, dass sie generell nicht über die fachliche Qualifikation verfügten, z.B. 
eine Posttraumatische Belastungsstörung zu diagnostizieren und eine entsprechende 
Begutachtung durchzuführen. Ein Beispiel dafür sind Ablehnungen bei Gutachten nach § 106 
SGG, obwohl es nach diesem Gesetz keine Einschränkung gibt. 
 
Entsprechend dem Psychotherapeutengesetz, das am 1.1.1999 in Kraft getreten ist und in 
seiner Neufassung vom 1.9.2020 bis heute Gültigkeit hat, erlangen Psychologische 
Psychotherapeut:innen mit ihrer Approbation die Heilkunde im Bereich psychischer 
Störungen. Die Approbation ist damit für Psychologische Psychotherapeut:innen die 
staatliche Erlaubnis unbeschränkt und eigenverantwortlich psychische Störungen zu 
diagnostizieren und zu behandeln. Sie sind wie Fachärzt:innen im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung, der gesetzlichen Unfallversicherung und der gesetzlichen 
Rentenversicherung tätig. Die Bundespsychotherapeutenkammer vertritt dementsprechend die 
Position, dass es aufgrund der vom Gesetzgeber eingeräumten Stellung keine Zweifel an der 
grundsätzlichen fachlichen Qualifikation von Psychologischen Psychotherapeut:innen für die 
Diagnostizierung von psychischen Erkrankungen, insbesondere auch einer posttraumatischen 
Belastungsstörung gibt (BPtK 09.01.2014: Stellungnahme der Psychotherapeutenkammer, 
Substantiierung von psychischen Erkrankungen, insbesondere einer PTBS, durch 
Bescheinigungen von Psychotherapeuten). 
 
Im Bereich des Aufenthaltsrechtes trägt das Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW vom 
19.12.2008, (OVG NRW, 8 A3053/08.A) diesem Umstand Rechnung: „Wie der Senat bislang 
stets vorausgesetzt hat, vgl. nur OVG NRW, Urteil vom 9. Dezember 2003 - 8 A 5501/00, 
sind neben Fachärzten auch Psychologische Psychotherapeuten aufgrund ihrer fachlichen 
Qualifikation befähigt, psychische Erkrankungen, mithin auch Posttraumatische 
Belastungsstörungen, zu diagnostizieren“. 
Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen hob damit eine Entscheidung der 
Vorinstanz auf, die argumentiert hatte, dass das Gutachten eines Psychologischen 
Psychotherapeuten den vom Verwaltungsgericht aufgezeigten „gewissen 

 
1 Gemäß § 5 des Psychotherapeutengesetzes - PsychThG - dauert die Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten in Vollzeitform 
mindestens drei Jahre, in Teilzeitform mindestens fünf Jahre. Sie schließt mit einer staatlichen Prüfung ab. Voraussetzung für den Zugang zu dieser 
Ausbildung ist u. a. ein abgeschlossenes Studium der Psychologie, das das Fach Klinische Psychologie einschließt. Ziel und Gegenstand der 
Ausbildung zum Psychologischen Psychotherapeuten ist gemäß § 1Abs. 2 Nr. 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Psychologische 
Psychotherapeuten - PsychTh-APrV – unter anderem die Vermittlung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten, die erforderlich sind, um in 
Diagnostik, Therapie und Rehabilitation von Störungen mit Krankheitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist, auf den wissenschaftlichen, 
geistigen und ethischen Grundlagen der Psychotherapie eigenverantwortlich und selbständig handeln zu können. Die über die theoretische Ausbildung 
hinaus erforderliche praktische Tätigkeit umfasst insbesondere eine mindestens 1.200 Stunden dauernde Tätigkeit an einer psychiatrischen klinischen 
Einrichtung, während der der Ausbildungsteilnehmer an der Diagnostik und Behandlung zu beteiligen ist (vgl. § 2 PsychTh-APrV). Dementsprechend 
zählt das Heilberufsgesetz den Beruf eines Psychologischen Psychotherapeuten zu den Heilberufen (§ 1Satz 1N.r 3 HeilBerG, )."( OVG NRW, 
Beschluss vom 19. Dezember 2008, 8 A3053/08, Rn. 1 f.) 
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Mindestanforderungen" nicht genüge, da Psychologische Psychotherapeut:innen über eine 
wesentlich andere Ausbildung und Qualifikation als Mediziner:innen verfügten.  
 
Der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen schlossen sich im 
Folgenden auch andere Verwaltungsgerichte an. So heißt es in dem Beschluss vom 20. Januar 
2010 der 17. Kammer des Verwaltungsgerichts München, M 17 S 09.601007: „Somit sind nur 
fachärztliche Atteste oder Gutachten von Psychologischen Psychotherapeuten grundsätzlich 
geeignet, die Behandlungsbedürftigkeit von psychischen Erkrankungen nachzuweisen oder 
glaubhaft zu machen“.  
Auch die 23. Kammer des Verwaltungsgerichts München urteilte: „Gegen die Verwertung des 
vom Kläger im verwaltungsgerichtlichen Verfahren vorgelegten „Psychologischen 
Befundberichts" sowie gegen die Diagnose und die Sachkunde der für den Bericht 
verantwortlichen Gutachterin, einer Diplom-Psychologin und Psychologischen 
Psychotherapeutin, bestehen keine Bedenken. Auch Psychologische Psychotherapeuten sind 
aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation befähigt, psychische Erkrankungen, auch 
Posttraumatische Belastungsstörungen, zu diagnostizieren." (Urteil vom 3. Mai 2013, M 23 
K11.30599, Rn. 18; vgl. dazu auch die Entscheidung derselben Kammer im Urteil vom 29. 
Juni 2012, M23 K11.20264). 
 
Um die Expertise von gutachterlich tätigen Ärzt:innen und Psychologischen 
Psychotherapeut:innen prinzipiell zu verbessern, werden von den Landesärztekammern, den 
Landespsychotherapeutenkammern, von Fachgesellschaften wie der DeGPT, zertifizierte 
Weiterbildungen für die verschiedenen Rechtsgebiete angeboten. Es werden Listen mit 
entsprechend weitergebildeten und qualifizierten Gutachtern erstellt, um die Suche für die 
Auftraggeber zu erleichtern. Bundesärztekammer und Bundespsychotherapeutenkammer 
setzen ein gemeinsames Fortbildungscurriculum hinsichtlich aufenthaltsrechtlicher Verfahren 
um. Beide Kammern gehen dabei selbstverständlich davon aus, dass sowohl entsprechende 
Fachärzt:innen als auch Psychotherapeut:innen zur Begutachtung psychischer Erkrankungen 
grundsätzlich qualifiziert sind und bilden diese gemeinsam fort. 
 
Was hier für den Bereich des Aufenthaltsrechtes dargelegt wurde, sollte hinsichtlich der 
Gleichstellung zwischen ärztlichen und psychologischen Gutachtern auch auf das Sozialrecht 
übertragen werden. Dementsprechend hat die DGUV als Teilbereich des Sozialrechts bereits 
ausdrücklich Ärztinnen und Psychotherapeutinnen in das Sachverständigenverzeichnis für den 
Bereich „Psychische Störungen/Erkrankungen“ aufgenommen. (Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV), Spitzenverband) 
 
Vor dem Hintergrund der großen Nachfrage nach ausreichend qualifizierten Gutachter:innen 
in allen Rechtsgebieten, oft sehr langen Wartezeiten und der notwendigen Beschleunigung der 
Verfahren, ist die ablehnende Haltung einiger Gerichte gegenüber psychologischen 
Gutachter:innen bei der oben dargelegten Rechtslage nicht nachvollziehbar. 
 
Die Deutschsprachige Gesellschaft für Psychotraumatologie setzt sich ausdrücklich für die 
Abhilfe dieses Missstandes ein und plädiert für die gleichberechtigte Beauftragung von 
besonders weitergebildeten und zertifizierten Ärzt:innen und Psychologischen 
Psychotherapeut:innen als Gutachter:innen in den oben genannten Rechtsgebieten.  
 
 
 


